
1Rechtsanwaltskammer Juni 2013

Kammermitteilung

Rechtsanwaltskammer  Braunschweig

Ausgabe 02 / 2013

Duderstadt





KammermitteilungKammermitteilung

3Rechtsanwaltskammer Juni 2013

Ende gut, alles gut. So könnte vielleicht die Überschrift lauten, wenn das zweite Gesetz zur
Modernisierung des Kostenrechts und das Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und
Beratungshilferechtes in dieser Legislaturperiode tatsächlich noch verabschiedet wird. 

Sah es während der BRAK Hauptversammlung in Braunschweig noch so aus, als ob die Ver-
handlungen endgültig gescheitert seien, so scheint jetzt doch die Möglichkeit einer Einigung
zwischen dem Bund und den Ländern möglich zu sein. Die Entwicklung – gerade zum Ende –
ist schon ein wenig dramatisch. Am Freitag, den 26.04.2013, dem Tag der Hauptversammlung
der Bundesrechtsanwaltskammer in Braunschweig fand gleichzeitig ein Treffen der Staatsse-
kretäre der Länder statt. 

Der nochmals abgeänderte Entwurf der Bundesregierung zu den Gesetzesvorhaben 
sollte nach Berechnung der Länder zu einer weiteren erheblichen Kostenbelastung führen und
daraufhin war zu hören, dass die Länder vor diesem Hintergrund das Gesetzesvorhaben ableh-
nen würden. Wenig später gab es eine Pressemitteilung der Bundesjustizministerin, die erklär-
te, dass das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz und das Gesetz zur Änderung des Prozesskos-

ten- und Beratungshilferechtes gescheitert seien. Sie werde das gesamte Gesetzesvorhaben zurückziehen. 

Nunmehr sind in der Plenarsitzung am 16.05.2013 beide Gesetzesvorhaben verabschiedet worden. In den Gesetzesvorhaben
erfolgten noch einige Änderungen, die auf die Kritik der Kammern zurückzuführen waren. Erfreulicherweise ist die Tabelle
nach § 13 RVG in jeder Gegenstandswertstufe noch einmal erhöht worden, nicht allerdings die PKH Tabelle nach § 49 RVG.
Damit liegt insgesamt eine lineare Erhöhung von ca. 12 % vor.

Neu eingeführt wird auch eine Terminsgebühr für Verfahren über eine Rüge wegen Verletzung des Anspruches auf rechtliches
Gehör und die Kostenerstattung für Auslagen für die Herstellung und Überlassung von Dokumenten wird verbessert.

Nicht durchsetzten konnten sich die Kammern mit der Änderung der Zusatzgebühr für zusätzliche Termine zur Beweisauf-
nahme. Es bleibt dabei, dass diese Gebühr erst ab dem 3. Termin zur Beweisaufnahme vor Gericht anfallen soll und damit so
gut wie nie anfallen wird. Abgelehnt ist auch die längst fällige Anpassung der Fahrtkostenpauschale. Geblieben ist die Be-
grenzung des Streitwertes gemäß § 31 b RVG bei der Einigungsgebühr im Falle des Abschlusses eines Ratenzahlungsverglei-
ches.

Bei dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechtes konnten sich die Kammern
mit ihrer Forderung auf Waffengleichheit und damit der Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe für beide Parteien im einver-
nehmlichen Scheidungsverfahren durchsetzen. Eine Forderung, die auch vom Land Niedersachsen unterstützt worden ist, wie
die neue niedersächsische Justizministerin anlässlich der BRAK-HV in Braunschweig ausdrücklich betonte. 

Die geplante Änderung des § 113 Abs. 1 Satz 1 FamFG ist entfallen. Erfreulich auch, dass bei der Beratungshilfe nach wie vor
die Möglichkeit der nachträglichen Antragstellung gegeben ist und dass diese nicht an eine besondere Eilbedürftigkeit geknüpft
wird. Das neu vorgesehene Erinnerungsrecht der Staatskasse gegen die Bewilligung der Beratungshilfe ist wieder entfallen.
Damit sind wesentliche Forderungen der Anwaltschaft erfüllt.

Das Inkrafttreten des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes wird sich aller Wahrscheinlichkeit nach zeitlich nach hinten ver-
schieben und voraussichtlich zeitgleich mit dem Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechtes erst
zum 01.01.2014 erfolgen.

Dies alles unter dem Vorbehalt, dass eine Einigung zwischen Ländern und Bund kurzfristig erzielt werden kann, denn nach den
bisherigen Informationen ist davon auszugehen, dass der Bundesrat in seiner Sitzung am 07. Juni 2013 den Vermittlungsaus-
schuss anrufen wird.

Um dann noch ein Inkrafttreten in dieser Legislaturperiode unter Berücksichtigung der in diesem Jahr stattfindenden Bundes-
tagswahlen möglich zu machen, muss schon eine sehr zügige Erledigung im Vermittlungsausschuss erfolgen.

Ob also die von mir oben getroffene Aussage sich dann tatsächlich in der Überschrift einer der nächsten Kammermitteilungen
finden wird, bleibt offen. Vielleicht heißt es auch: „Das war’s. Weitere vier Jahre Wartezeit“.

Hoffen wir, dass nun nicht doch noch alles an den leidigen Finanzen scheitert und sich die Frage der Gebührenerhöhung und
der Beschränkung von Verfahrenskostenhilfe nicht auch noch zu einem Dauerbrenner für die nächste Legislaturperiode ent-
wickelt. 

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus dem Vorstand

Tätigkeitsbericht der Rechtsanwaltskammer
für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig 

Über die Tätigkeit der Rechtsanwaltskammer und ih-
res Vorstandes im Jahre 2012 berichte ich wie folgt:

I. Mitgliederstand und Mitgliederentwicklung

Im Kalenderjahr 2012 verstarben am:
06.02.2012 Ulrich Cieslak, Duderstadt
26.06.2012 Birgit Kuhnt, Wolfenbüttel
28.09.2012 Wilfried Hogrefe, Göttingen      

Am 31.12.2012 hatte die Rechtsanwaltskammer
Braunschweig folgenden Mitgliederstand:

Rechtsanwälte insgesamt mit Rechtsbeiständen und
GmbH:

1669 Vorjahr 1640
Rechtsanwälte (männl.)

1145 Vorjahr 1128
Rechtsanwältinnen:                                                          

510 Vorjahr 500
Rechtsbeistände:

4 Vorjahr 4
Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten
(gemäß § 206 Abs. 1 BRAO;§ 5EuRAG):                        

4 Vorjahr 4
RA-GmbH:

6 Vorjahr 4

Im Geschäftsjahr wurden neu zugelassen:

Rechtsanwälte:
53 Vorjahr 49

Rechtsanwältinnen:
34 Vorjahr 35

Rechtsbeistände:
0 Vorjahr 0

Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten 
(gemäß § 206 Abs. 1 BRAO/§5EuRAG):

1 Vorjahr 0
RA-GmbH:

2 Vorjahr 0
Insgesamt:

90 Vorjahr 84

Im Berichtsjahr sind ausgeschieden:

a) durch Verzicht:
33 Vorjahr 36

b) durch Zulassungswechsel:
25 Vorjahr 32

c) durch Widerruf:
- gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 7 

(Vermögensverfall):
1 Vorjahr 3

- gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 9 
(Nichtunterh. Haftpflicht):

1 Vorjahr 0
d) durch Tod:

3 Vorjahr 5
Ausgeschiedene Rechtsbeistände:

0 Vorjahr 0
Ausgeschieden insgesamt:

63 Vorjahr 76
Kammermitglieder insgesamt:

1669 Vorjahr 1640

Die Zahl der Kammermitglieder hat sich damit im Be-
richtsjahr 2013 um insgesamt 29 erhöht, dies bedeutet
einen prozentualen Zuwachs von 1,76 Prozent.

II. Kammerversammlung

Während des Berichtsjahres fand eine ordentliche
Kammerversammlung am 07. März 2012 in Braun-
schweig statt. 

III. Tätigkeit der Abteilungen der Kammer

1. Abteilung für Zulassungsangelegenheiten

Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft: ge-
samt

95 Vorjahr 70
(Zulassungen aus anderen Kammerbezirken/inkl.                   
Umzulassungen im Umlaufverfahren und 
Zulassungen im streitigen Verfahren)

35 Vorjahr 20



KammermitteilungKammermitteilung

6 Rechtsanwaltskammer Juni 2013

Anträge auf Zulassung einer GmbH:                                         
3 Vorjahr 0

Anträge auf Zulassung gem. § 206 BRAO:                                 
1 Vorjahr 0

Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis nach dem 
Rechtsberatungsgesetz:

0 Vorjahr 0
Unerledigte Anträge zum 31.12.2012:                                                   

Vorjahr 4
Rücknahme von Zulassungsanträgen:                                         

1 Vorjahr 2
Erfolgte Zulassungen:

90 Vorjahr 84
(inkl. Umzulassungen und GmbH-Zulassungen)
Widerrufsverfahren                                                                     

2 Vorjahr 3 

2. Abteilungen für Beschwerdesachen

Im Jahre 2011 sind bei der Kammer 75 Beschwerden
unerledigt gewesen. 
Davon sind im Jahr 2012

Abt. II Abt. III
als unbegründet zurück-
gewiesene Beschwerden 27 20
anderweitige Erledigung fanden 6 4
Abgabe an GSTA und STA 2 0

Abt. II Abt. III
es mussten  Rügen ausgesprochen 7 0
und Ermahnung wurden
ausgesprochen 4 1
Nicht erledigt sind somit 4 Beschwerden aus dem

Jahr 2011.

Im Jahre 2012 sind bei der Kammer insgesamt in den
Beschwerdeabteilungen 136 Beschwerden eingegan-
gen, anhängig und bearbeitet worden.

Abt. II Abt. III
Als unbegründet konnten
Beschwerden 36 14
eingestellt werden.
Eine anderweitige Erledigung
fanden Beschwerden 10 7
Im Berichtsjahr 2011 mussten 
Rügen 1 0
ausgesprochen werden
Belehrungen wurden gegeben
bei Beschwerden 0 1

Aus Anlass der Beschwerden
mussten in  Fällen 2 0
die Angelegenheiten an die Generalstaatsanwaltschaft
zur Einleitung anwaltsgerichtlicher Ermittlungen ab-
gegeben werden

Insgesamt sind damit 71 Fälle
aus 2012 entschieden 49 22

Nicht erledigt sind
65 Beschwerden 23 42
im Jahr 2012

Abt. X -Vermittlungen
Im Jahr 2012 gab es insgesamt Vermittlungen

47
unerledigt davon sind 4

Die Vermittlungen wurde den Beschwerdeabteilung
entzogen und die hierfür neu gegründete Vermitt-
lungsabteilung zugeordnet.
Die hohe Zahl der Vermittlungsverfahren zeigt, dass
sowohl bei den Mitgliedern als auch bei den Mandan-
ten eine große Akzeptanz besteht. Dies wird auch da-
durch belegt, dass 90 % der Verfahren im Berichtsjahr
erledigt werden konnten und damit ein wesentlichere
schnellere Lösung und Befriedigung als in den Be-
schwerdeverfahren erreicht wird. Zudem konnten die
Zahl der Beschwerden reduziert werden.

3. Abteilung für Ausbildungsfragen nichtjuristischer
Mitarbeiter

Der Berufsbildungsausschuss der Rechtsanwaltskam-
mer wurde gebildet für den Zeitraum vom 03.02.2011
bis zum 02.02.2015 aus jeweils 6 ordentlichen und 6
stellvertretenden Mitgliedern aus den Bereichen Ar-
beitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschullehrer.

Im Jahr 2012 fanden 3 Sitzungen statt: am
18.04.2012, 12.09.2012 und am 22.11.2012; es wur-
den grundsätzliche Fragen der Berufsausbildung be-
sprochen.

Im Kammerbezirk bestehen 7 Prüfungsausschüsse
für die Abnahme von Fachangestelltenprüfungen: 

Braunschweig (3)
Göttingen
Goslar
Northeim (Göttingen-Süd)
Wolfsburg
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Seit dem 25.04.2012 besteht ein Aufgabenausschuss.
Er wurde bis zum 30.11.2016 bestellt. Er wurde aus 16
Mitgliedern aus den Bereichen Arbeitgeber, Arbeit-
nehmer und Berufsschullehrern gebildet. 

VORGANG IM Geschäftsjahr Vorjahr
2012       2011

Neueintragungen 145 178
vorzeitig Gelöschte 36 44
während der Probezeit 16 21
vor Ausbildungsantritt 13 6
Teilnahme
Einstiegsqualifizierung 1 1
Zwischenprüfungs-
teilnehmeranzahl 105 126
Abschlussprüfung
Winter 2011/2012 und
Sommer 2012 123
davon bestanden 113
davon nicht bestanden 10
davon in 2011
geprüfte Wiederholer 7
davon endgültig
nicht bestanden 2
Abschlussprüfung
Winter 2010/2011 und
Sommer 2011 135
davon bestanden 121
davon nicht bestanden 14
Wiederholer 7
davon endgültig
nicht bestanden 2
Aufnahme Stipendiatinnen
Begabtenförderung 1 0

Notenspiegel der Prüfungsergebnisse im Berichtsjahr
2012.
Note 1 2 3 4 nicht

bestanden
Prüfungs-
ergebnisse 2012 6 32 43 32 10
in % 4,88 26,02 34,96 26,02 8,13
Vorjahr in % 3,7 22,96 37,04 25,93 10,37

Zum ehrenamtlichen Ausbildungsberater ist bis dato
bestellt worden
für den OLG-Bezirk Braunschweig: Herr RA Ulrich
Conrady, Braunschweig

4. Abteilung für anwaltliche Aus- und Fortbildung,
Fachanwaltschaften

38 (Vorjahr: 36) Anträge auf Gestattung von Fachan-
waltsbezeichnungen wurden gestellt.

Fachanwaltsanträge:
Im Geschäftsjahr 2012 sind 38 Fachanwaltsanträge bei
der Rechtsanwaltskammer Braunschweig eingegan-
gen. Von diesen wurden durch den Fachausschuss und
die Abteilung des Vorstandes im Geschäftsjahr wie
folgt bearbeitet:

Agrarrecht: 0 (Vorjahr: 0)
0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen

Arbeitsrecht: 8 Anträge (Vorjahr: 7) 
7 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen,
1 Antrag wurde unerledigt in
das neue Geschäftsjahr über-
nommen

Familienrecht: 11 (Vorjahr: 7)
9 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
2 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Insolvenzrecht: 2 (Vorjahr: 1)
2 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Sozialrecht: 2  (Vorjahr: 2)       
0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
2 Anträge wurde unerledigt in
das neue Geschäftsjahr über-
nommen

Steuerrecht: 4 (Vorjahr: 4)
2 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
2 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen
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Strafrecht: 1 (Vorjahr: 1)
1 Fachanwaltsbezeichnung
wurde verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Verwaltungsrecht: 0 (Vorjahr: 0)
0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Versicherungsrecht: 1 (Vorjahr: 1)
1 Fachanwaltsbezeichnung
wurde verliehen
0 Anträge wurde unerledigt in
das neue Geschäftsjahr über-
nommen

Bau- und 
Architektenrecht: 2 (Vorjahr: 2)

2 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Erbrecht: 0 (Vorjahr: 1)
0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurde verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Medizinrecht: 2 (Vorjahr: 1)
1 Fachanwaltsbezeichnung
wurde verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen
1 Antrag wurde abgelehnt

Miet- und 
Wohnungs-
eigentumsrecht: 3 (Vorjahr: 4)

3 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Verkehrsrecht: 1 (Vorjahr: 3)
1 Fachanwaltsbezeichnung
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Gewerblicher 
Rechtsschutz: 0 (Vorjahr: 0)

0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Handels- und 
Gesellschaftsrecht: 0 (Vorjahr:0)

0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen

Transport- und 
Speditionsrecht: 0 (Vorjahr:0)

0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen

IT- Recht: 0 (Vorjahr: 1)
0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen

Urheber- und 
Medienrecht: 0 (Vorjahr: 0)

0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
0 Anträge wurden unerledigt
in das neue Geschäftsjahr
übernommen

Bank- und 
Kapitalmarktrecht: 1 (Vorjahr: 1)

0 Fachanwaltsbezeichnungen
wurden verliehen
1 Antrag wurde unerledigt in
das neue Geschäftsjahr über-
nommen

5. Abteilung für Gebührenfragen

Der Tätigkeitsbereich der Gebührenabteilung umfasst
die Erstattung von Gebührengutachten gem. § 14 RVG
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gegenüber der Landesjustizverwaltung, Gerichten
oder Verwaltungsbehörden.

Gem. § 14 RVG wurden 17  Gebührengutachten ange-
fordert. Von diesen Gutachten wurden 8 im Umlauf-
verfahren erledigt.
Dabei ist zu bemerken, dass im wesentlichen die Ge-
bührengutachten von Gerichten angefordert werden,
die über Rechtsstreitigkeiten wegen Gebührenforde-
rungen zu entscheiden haben.

Außerdem wurden 2012 gem. unserer Schieds- und
Schlichtungsordnung 1  Schiedsgutachten erstattet und
1 Schlichtung durchgeführt.

IV. Vorstand

Dem Vorstand gehören an:

Rechtsanwalt und Notar
Michael Schlüter, Braunschweig
- Präsident - ,
Rechtsanwalt und Notar
Dr. Gerd-Wilhelm Schultze, Einbeck
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt und Notar
Jens Vollmer, Braunschweig
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwältin Petra Boeke
- Schatzmeisterin bis 30.06.2012
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim
- Schatzmeister ab 01.07.2012,
Rechtsanwalt und Notar
Kurt-R. Gassel, Braunschweig
- Schriftführer - ,
Rechtsanwältin und Notarin
Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig
Rechtsanwalt Hans-Jörg Mausolff, Goslar
Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg
Rechtsanwalt Dr. Peter Beer, Braunschweig
Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Göttingen.

Frau Rechtsanwältin Petra Boeke ist wegen Wechsel
auf die Geschäftsführerposition mit Wirkung zum
01.07.2012 aufgrund Niederlegung ihres Amtes ausge-
schieden. 

Ersatzwahl im Präsidium erfolgte gem. § 78 IV Nr. 2
BRAO durch Wahl des Rechtsanwalts Andreas Rons-
öhr, die Ersatzwahl im Vorstand wird in der nächsten
Kammerversammlung am 10.04.2013 erfolgen.

V. Abteilungen der Rechtsanwaltskammer

Abteilung I 
(Verstöße gegen Dienstleistungs-Informations-
pflichten-Verordnung)
Dr. Beer, Braunschweig
Mügge, Göttingen
Dr. Thiele, Göttingen
Höxter, Braunschweig

Abteilung II (berufsr. Verstöße)
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitz)
Nolte, Duderstadt (stellv. Vors.)       
Fromme, Herzberg
Vollmer, Braunschweig
Mügge, Göttingen

Abteilung III  (wie Abteilung II)
Dr. Schultze , Einbeck  (Vorsitz)
Dr. Moos-Wittmund, Braunschweig (stellv. Vors.)
Ronsöhr, Northeim
Mausolff, Goslar
Dr. Thiele, Göttingen

Abteilung IV
(Zulassung von Rechtsanwälten, Widerruf/Vertre-
terbestellungen)
Schlüter, Braunschweig (Vorsitz)
Dr. Schultze, Einbeck (stellv. Vorsitz)
Gassel, Braunschweig    
Ronsöhr, Northeim
Dr. Thiele, Göttingen

Abteilung V 
(anwaltl. Aus- und Fortbildung, Fachanwaltschaf-
ten)
Dr. Moos- Wittmund, Braunschweig (Vorsitz )
Svetlik, Wolfsburg
Mügge, Göttingen
Höxter, Braunschweig
Gassel, Braunschweig (stellv. Mitglied)
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Abteilung VI
(Aus- und Fortbildung nichtjuristischer Mitarbei-
ter)
Höxter, Braunschweig (Vorsitz)
Nolte, Duderstadt
Fromme, Herzberg

Abteilung VII (Gebühren)
Vollmer, Braunschweig (Vorsitz)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitz)
Mausolff, Goslar
Svetlik, Wolfsburg

Abteilung VIII (Abwickler)
Gassel, Braunschweig (Vorsitzender)
Ronsöhr, Northeim (stellv. Vorsitzender)
Mügge, Göttingen

Abteilung X (Schlichten wegen Schlechtleistung)
Dr. Beer, Braunschweig, (Vorsitz)
Gassel, Braunschweig
Thiele, Göttingen

VI. Tätigkeit des Präsidiums, des Vorstandes und
der Geschäftsführung

Im Berichtsjahr 2012 haben folgende Veranstaltungen
mit der Teilnahme der Rechtsanwaltskammer stattge-
funden, darüber hinaus war die Kammer bei zahlrei-
chen anderen Veranstaltungen durch ihren Präsidenten
oder Stellvertreter vertreten.

19.01.2012 50. Präsidentenkonferenz in Berlin
25.01.2012 Kassenprüfung

Sitzung Abteilung II berufsrechtliche Ver-
stöße

30.01.2012 AGH Tagung Braunschweig
01.02.2012 Präsidiumssitzung

Vorstandssitzung
08.02.2012 Fortbildungsseminar der RAK
22.02.2012 Sitzung Abteilung III berufsrechtlichen

Verstöße
07.03.2012 Kammerversammlung
24.03.2012 Mitgliederversammlung Hülfskasse
28.03.2012 Sitzung Abteilung II berufsrechtliche Ver-

stöße
12.04.2012 Sitzung Prüfungsausschuss
18.04.2012 Sitzung Berufsbildungsausschuss

Sitzung Abteilung V Fachanwaltsabtei-
lung

21.04.2012 64. Gebührenreferententagung in Mar-
burg

02.05.2012 Sitzung Abteilung II berufsrechtliche Ver-
stöße

08.05.2012 Redaktionssitzung
10.05.2012 133. BRAK HV in Karlsruhe
11.05.2012 51. Präsidentenkonferenz in Karlsruhe
14.05.2012 2. Sitzung 5. Satzungsversammlung in

Berlin
23.05.2012 Oldenburg, Wechsel im Amt der AGH

Präsidenten
06.06.2012 Sitzung Abteilung II berufsrechtlichen

Verstöße
Fortbildungsseminar der RAK

13.06.2012 Fortbildungsseminar der RAK
Sitzung Abteilung III berufsrechtliche
Verstöße

14.06.2012 63. Deutscher Anwaltstag in München
04.07.2012 Sitzung Abteilung V Fachanwaltschaften

Präsidiumssitzung
Vorstandssitzung 

18.07.2012 Belobigungsfeier
01.08.2012 Sitzung Abteilung II berufsrechtliche Ver-

stöße
29.08.2012 Redaktionssitzung
11.09.2012 Sitzung Abteilung III berufsrechtliche

Verstöße
12.09.2012 Sitzung des Berufsbildungsausschuss
26.09.2012 Vorstandssitzung
29.09.2012 65. Gebührenreferententagung in Frank-

furt
04.10.2012 Wolfenbütteler Gespräche in Wolfenbüt-

tel
08.10.2012 Sitzung des Prüfungsausschuss
10.10.2012 Präsidiumssitzung
17.10.2012 Sitzung der Abteilung II berufsrechtliche

Verstöße
18.10.2012 134. Hauptversammlung der BRAK in

Augsburg
19.10.2012 Mitgliederversammlung Verband freier

Berufe
24.10.2012 Fortbildungsseminar der RAK
27.10.2012 Mitgliederversammlung der Hülfskasse
02.11.2012 Klausurtagung Präsidien der nds. Rechts-

anwaltskammern
09.11.2012 Schatzmeisterkonferenz in Berlin
13.11.2012 3. Sitzung 5. Satzungsversammlung in

Berlin
14.11.2012 Sitzung des Prüfungsausschuss Braun-

schweig
21.11.2012 Redaktionssitzung
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22.11.2012 Sitzung Berufsbildungsausschuss
05.12.2012 Sitzung Abteilung II berufsrechtliche Ver-

stöße
12.12.2012 Vorstandssitzung
13.12.2012 Sitzung Prüfungsausschuss Braunschweig

Im Berichtsjahr 2012 sind insgesamt 4 Kammermittei-
lungen an die Kammermitglieder versandt worden.

Es wurden in den Räumen der Rechtsanwaltskammer
für die Mitglieder neun Fortbildungsseminare durch-
geführt.

Michael Schlüter
-Präsident-

Zusammensetzung des Kammervorstandes seit der
ordentlichen Kammerversammlung
der Rechtsanwaltskammer Braunschweig am 10.04.2013

Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter, Braunschweig Präsident
Rechtsanwalt und Notar Jens Vollmer, Braunschweig Vizepräsident
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim Vizepräsident
Rechtsanwalt Dr. Peter Beer, Braunschweig Schatzmeister
Rechtsanwalt und Notar Rainer Gassel, Braunschweig Schriftführer

Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg am Harz
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
Rechtsanwalt Dr. André Kupfernagel, Göttingen                                               
Rechtsanwalt Haus-Jörg Mausolff, Goslar
Rechtsanwältin und Notarin Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig                 
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen                                                       
Rechtsanwalt Uwe Nessig, Braunschweig                                                                   
Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt                                          
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg                                                                  
Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Göttingen
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Neu im Vorstand:
Rechtsanwalt
Dr. André Kupfernagel
aus Göttingen

Herr Rechtsanwalt Dr.
André Kupfernagel, gebo-
ren im Jahr 1977, begann
im Wintersemester 1996
das Studium der Rechts-
wissenschaften an der Ge-
org-August-Universität in
Göttingen, welches er
2001 mit dem ersten juris-
tischen Staatsexamen ab-
schloss. Direkt folgend
wurde Herr Dr. Kupferna-

gel am Lehrstuhl für Internationales Privatrecht von
Herrn Prof. Dr. Abbo Junker promoviert. 
Sein Referendariat leistete er im Bereich des Oberlan-
desgerichts Braunschweig ab, das 2006 durch das
zweite juristische Staatsexamen in Hannover beendet
wurde. 
Seit diesem Zeitpunkt übt er seinen Beruf  in der So-
zietät „Lampe legal - Die Wirtschaftskanzlei“ in Göt-
tingen aus.
Seit 2010 ist Herr Dr. Kupfernagel als Fachanwalt für
Bank- und Kapitalmarktrecht tätig.

Mitglied des Vorstandes ist Herr Rechtsanwalt Kup-
fernagel seit dem 10.04.2013. Er ist Mitglied der Ab-
teilung IV (Zulassung) sowie Abteilung V (Fortbil-
dung) und Abteilung VI (Ausbildung).

Neu im Vorstand:
Rechtsanwalt
Uwe Nessig
aus Braunschweig

Herr Rechtsanwalt Uwe
Nessig ist geschieden und
Vater von zwei Kindern.

Am 09.03.1964 wurde er
in Wolfenbüttel geboren.
Nach dem Besuch des
Gymnasiums Große
Schule in Wolfenbüttel
machte er 1983 sein Abi-
tur und begann sogleich
eine Ausbildung zum

Bankkaufmann bei der Deutschen Bank. Im Anschluss
heran absolvierte er seinen Grundwehrdienst und be-
gann zum Wintersemester 1986/1987 das Jurastudium
an der Georg-August-Universität in Göttingen. Nach
dem Abschluss des Ersten Staatsexamens war Herr
Kollege Nessig zunächst als Referent des Sächsischen
Innenministerium an verschiedenen Verwaltungsstel-
len in Sachsen tätig und absolvierte von 1992 bis 1995
sein Referendariat im Bereich des Oberlandesgerichts
Braunschweig. 1996 wurde Herr Kollege Nessig als
Rechtsanwalt zugelassen und ist nunmehr in fünfter
Generation als Rechtsanwalt tätig. 
Seit 2004 ist er Fachanwalt für Arbeitsrecht und seit
2008 zugleich Fachanwalt für Familienrecht.

Herr Rechtsanwalt Nessig ist Mitglied des Braun-
schweiger Anwaltsvereins und war bereits Vorstands-
mitglied des Niedersächsischen Anwalt- und Notar-
verbandes in Hannover. Herr Rechtsanwalt Nessig hält
regelmäßig Vorträge für das Braunschweiger Studien-
institut für Gesundheitspflege GmbH.

Seit April 2013 ist er Mitglied des Vorstandes der
Rechtsanwaltskammer Braunschweig. Rechtsanwalt
Nessig ist im Rahmen seiner Vorstandstätigkeit als
Mitglied der Abteilung III (berufsrechtliche Verstöße)
und Abteilung VII (Gebühren) tätig.
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136. Hauptversammlung der BRAK in Braunschweig

Die Rechtsanwaltskammer Braunschweig hat in die-
sem Jahr die Frühjahrshauptversammlung, die sog.
kleine BRAK-HV, der Bundesrechtsanwaltskammer
in Braunschweig ausgerichtet. Die Veranstaltung be-
gann mit dem Begrüßungsabend am 25. April,  zu dem
sich die meisten Konferenzteilnehmer, Präsidiumsmit-
glieder und Geschäftsführer aller 28 Kammern der
Bundesrepublik, sowie der BRAK in Berlin und in
Brüssel, eingefunden hatten. Als Ehrengäste anwesend
waren die neue niedersächsische Justizministerin Ant-
je Niewisch-Lennartz sowie viele Präsidenten und Di-
rektoren der Gerichte und die Behördenleiter der Ge-
neralstaatsanwaltschaft und der Staatsanwaltschaften
des hiesigen OLG-Bezirks. Außerdem waren die  Vor-
sitzenden des Niedersächsischen AGH und des An-
waltsgerichts sowie die Vorsitzenden der örtlichen An-
waltsvereine eingeladen.

Axel C. Filges (Präsident der BRAK), Antje Niewisch-Lennartz (Nds.
Justizministerin) und Michael Schlüter (Präsident RAK Braunschweig)
v.l.

und Notar Michael Schlü-
ter, die niedersächsische
Justizministerin, Antje
Niewisch-Lennartz, und
der Präsident der Bundes-
rechtsanwaltskammer,
Rechtsanwalt Axel C. Fil-
ges, sprachen ein Gruß-
wort. Nach einem kurzen
Empfang im Foyer wurde
zu einem Spargelessen
geladen, welches von an-
geregten Gesprächen der
Teilnehmer begleitet wur-
de. 

Der Begrüßungsabend fand im Renaissancesaal des
Schlosses in Wolfenbüttel statt. Der Präsident der
Rechtsanwaltskammer Braunschweig, Rechtsanwalt

Michael Schlüter
(Präsident RAK Braunschweig)

Axel C. Filges
(Präsident der BRAK)

Die Hauptversammlung fand am 26. April in der Zeit
von 9:00 Uhr bis ca. 18:00 Uhr im Kongresssaal der
Industrie- und Handelskammer in Braunschweig statt.
Auf der Tagesordnung standen Themen wie der
Elektronische Rechtsverkehr, das 2. Kostenrechtsmo-

Antje Niewisch-Lennartz
(Nds. Justizministerin)
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Kammerversammlung wählt 9 Vorstandsmitglieder

Am 10. April 2013 hat die Kammerversammlung, die
wie so oft im Kongresssaal der Industrie- und Han-
delskammer in Braunschweig tagte, 9  Vorstandsmit-
glieder gewählt, von denen 2 erstmals dem Kammer-
vorstand angehören. 
Insgesamt waren 50 stimmberechtigte Mitglieder er-
schienen. Im ersten Wahlgang standen 11 Kandidaten
und Kandidatinnen zur Wahl. Gewählt wurden mit der
erforderlichen Mehrheit bei 50 abgegebenen gültigen
Stimmen Rechtsanwalt Dr. André Kupfernagel aus
Göttingen, Rechtsanwalt und Notar Jens Vollmer aus
Braunschweig, Rechtsanwältin und Notarin Dr. Ruth
Moos-Wittmund aus Braunschweig, Rechtsanwalt und
Notar Bernd Nolte aus Duderstadt, Rechtsanwalt Karl-
Heinz Mügge aus Göttingen,  Rechtsanwalt Dirk Svet-
lik aus Wolfsburg und  Rechtsanwalt Dr. Markus Thie-
le aus Göttingen. 
Anschließend musste in einer Ersatzwahl für die aus-
geschiedene Rechtsanwältin Boeke, die in die Ge-
schäftsführung gewechselt ist, für die restliche Amts-
zeit ein weiteres Vorstandsmitglied gewählt werden. 
Bei noch 46 anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
dern standen für diese Wahl 1  Kandidatin und 4 Kan-
didaten zur Verfügung. Im ersten Wahlgang erreichte
keiner die erforderliche Stimmenmehrheit.
Für den zweiten Wahlgang zog einer der Kollegen  sei-
ne Kandidatur zurück. Auch in diesem Wahlgang
konnte keiner der Kandidaten die erforderliche Stim-
menmehrheit auf sich vereinigen. 
Im dritten Wahlgang wurde dann Rechtsanwalt Uwe
Nessig aus Braunschweig mit der erforderlichen Stim-
menmehrheit in den Vorstand gewählt. 
Der Präsident der Kammer, Herr Rechtsanwalt und
Notar Michael Schlüter, hatte zuvor dem Kollegen
Rechtsanwalt und Notar Dr. Gerd-Wilhelm Schultze
aus Einbeck für seine langjährige Mitarbeit im Kam-
mervorstand gedankt und verabschiedete ihn mit ei-
nem Geschenk. Dabei hob er hervor, dass  Dr. Schult-

ze schon vor seiner Tätigkeit im Vorstand der Rechts-
anwaltskammer Braunschweig dem Kammervorstand
Celle angehört hatte und übergangslos nach Angliede-
rung des Landgerichtsbezirks Göttingen zum Oberlan-
desgericht Braunschweig und damit auch zur Rechts-
anwaltskammer Braunschweig dem Vorstand angehört
hat, zuletzt als Vizepräsident. 
Zu Beginn der Kammerversammlung erstattete der
Präsident seinen Jahresbericht, der auch in diesem
Heft der Kammermitteilung abgedruckt ist. 
Im Anschluss daran erstattete der bisherige Schatz-
meister Andreas Ronsöhr den Kassenbericht, so wie er
in der letzten Ausgabe der Kammermitteilung veröf-
fentlich war. Daraufhin erstattete der Kassenprüfer
Rechtsanwalt Reinhard  Loppnow seinen Bericht. Be-
anstandungen wurden nicht erhoben.  
Nachdem zunächst die Kollegen Rechtsanwalt Jürgen
Beyer aus Göttingen und Reinhard Loppnow aus
Braunschweig als Kassenprüfer wiedergewählt wur-
den sowie der Kollege Rechtsanwalt Günter Meyerhof
aus Braunschweig zum stellvertretenden Kassenprü-
fer, wurde der Vorstand auf Antrag einstimmig  bei
Enthaltung der Vorstandsmitglieder entlastet. 
Anschließend stellte der Schatzmeister den Haushalt-
voranschlag für das Jahr 2014 vor. Die Kammerver-
sammlung stimmte dem Voranschlag zu und beschloss
einstimmig den Kammerbeitrag für das Jahr 2014 wie-
der auf 330,00 EUR festzusetzten. 
Schließlich beschloss die Kammerversammlung die
Änderung der Entschädigungsregelung der Kammer
für die Mitglieder des Anwaltsgerichts und die Gebüh-
rensatzung für die Bearbeitung der Anträge auf Fest-
stellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufs-
qualifikationen, die in diesem Heft veröffentlicht sind.
Gegen 18:00 Uhr beendete der Präsident die Ver-
sammlung mit ausdrücklichem Dank an alle erschie-
nen Mitglieder.

dernisierungsgesetz und die EU-Datenschutz-Grund-
verordnung.
Die Veranstaltung wurde am Abend des 26. April mit
einem gemütlichen Ausklang im Gasthaus „Friedrich“
im Magniviertel beschlossen. 
Zuletzt hatte die Rechtsanwaltskammer Braunschweig
in den Jahren 1985 in Braunschweig und 1997 in

Braunlage eine Hauptversammlung der BRAK ausge-
richtet. Da die Hauptversammlungen der BRAK zwei
mal pro Jahr stattfinden und von allen 28 Kammern
turnusgemäß durchgeführt werden, wird die nächste
Hauptversammlung im Bezirk der Rechtsanwaltskam-
mer Braunschweig voraussichtlich erst wieder in ca.
14 Jahren stattfinden.
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66. Tagung der Gebührenreferenten
der Rechtsanwaltskammern – Kurzbericht und Beschlüsse
Am 02.03.2013 fand in Bamberg die 66. Tagung der
Gebührenreferenten der Rechtsanwaltskammern statt.
Schwerpunktthemen waren wiederum Berichte über
die Gesetzgebungsvorhaben zum 2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz und zum Gesetz zur Änderung des
Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts. Die
Vorsitzende des Ausschusses Rechtsanwaltsvergütung
der Bundesrechtsanwaltskammer, RAin und Notarin
Beck-Bever, berichtete, dass die Hauptversammlung
in Augsburg die Vorschläge der Gebührenreferenten,
welche Punkte in die gemeinsame Stellungnahme von
BRAK und DAV zu den Gesetzentwürfen aufgenom-
men werden sollten, insgesamt gebilligt habe. Die
Stellungnahmen wurden entsprechend abgegeben. Die
Kritikpunkte wurden noch einmal von RAin und No-
tarin Beck-Bever in der öffentlichen Anhörung des
Rechtsausschusses im Deutschen Bundestag betont. 

Hinsichtlich des Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts
sahen die Gebührenreferenten das Problem, das es
unterschwellig zum „Vorrang der pro bono-Tätigkeit“
kommen könne. Sie fassten daher den folgenden Be-
schluss:

„Für die Gestaltung von pro bono-Tätigkeiten be-
steht kein Bedürfnis, da das geltende Recht über
Beratungshilfe der armen rechtsuchenden Partei
den Zugang zum Recht gewährleistet und es zur
Aufgabe des Staates und nicht zu der des einzelnen
Rechtsanwalts gehört, den Rechtszugang zu ermög-
lichen. Der armen Partei ist es nicht zumutbar, so-
lange zu suchen, bis ein pro bono-Anwalt gefunden
werden kann.“

Im Vorgriff auf das Inkrafttreten des 2. KostRMoG be-
fassten sich die Gebührenreferenten bereits mit eini-
gen Fragen zum Übergangsrecht. Sie stellten einstim-
mig fest, dass es sich bei den im 2. KostRMoG vorge-
sehenen Regelungen, wonach

1. in Nr. 4100 VV RVG die Worte „neben der Verfah-
rensgebühr“ eingefügt werden, 

2. § 17 Nr. 10 RVG auch auf ein nachfolgendes ge-
richtliches Verfahren erstreckt wird, 

3. § 17 Nr. 11 RVG eingefügt wird,

entsprechend den Formulierungen in der Gesetzesbe-
gründung nicht um Gesetzesänderungen, sondern um
eine Klarstellung der bereits bisher geltenden Rechts-
lage handelt mit der Folge, dass diese Vorschriften
auch auf „Altfälle“ anwendbar sind. Die vorstehende
Aufzählung ist nicht abschließend.

Zum wiederholten Male tauschten sich die Gebühren-
referenten über die Frage der Übernahme der Media-
tionskosten durch Rechtsschutzversicherungen aus. Es
wurden unterschiedliche Fälle erörtert, in denen die
Praxis der Rechtsschutzversicherer nach Auffassung
der Gebührenreferenten sowohl gegen das Media-
tionsgesetz als auch das RDG verstoßen. Dies gilt ins-
besondere für die Auswahl des Mediators durch die
Rechtsschutzversicherung sowie die Beratung des
Rechtsuchenden durch die Rechtsschutzversicherung,
dass sein Fall für ein Mediationsverfahren geeignet
sei. Zum weiteren Vorgehen wurde beschlossen, dass
Beispielsfälle in den Kammerbezirken gesammelt und
der BRAK zur Verfügung gestellt werden sollen.

Schließlich diskutierten die Gebührenreferenten noch
darüber, ob aus der Rechtsprechung des BGH zur To-
leranzgrenze bei der Geschäftsgebühr folgt, dass die
Bewertung, ob die Sache umfangreich und schwierig
sei, weiterhin durch die Rechtsanwaltskammer im
Gutachtenwege vorgenommen werden muss oder
durch das Gericht. Nach der Rechtsprechung muss das
Gericht Umfang und Schwierigkeit prüfen und kann
nicht den Sprung von der Kappungsgrenze auf die 1,5-
Mittelgebühr durch die Anwendung der Toleranzgren-
ze erreichen. Nach einhelliger Auffassung der Gebüh-
renreferenten ist die Gutachtenerstellung durch die
Rechtsanwaltskammer nach § 14 Abs. 2 RVG aber
zwingend, sodass weiterhin Umfang und Schwierig-
keit im Gutachtenwege zu bewerten sind. 

Die 67. Tagung der Gebührenreferenten wird am
19.10.2013 in Erfurt stattfinden. Voraussichtlich wer-
den sich die Gebührenreferenten schwerpunktmäßig
mit den ersten Auslegungsfragen zu dem dann aller
Voraussicht nach beschlossenen 2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz und dem Gesetz zur Änderung des
Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts befas-
sen.
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Neues aus Brüssel

Prozesskostenhilfe bei grenzüberschreitenden Streitigkeiten

Der Berichterstatter MdEP Tadeusz Zwiefka
(PL/EVP) hat seinen Berichtsentwurf zur Richtlinie
über die Gewährung von Prozesskostenhilfe bei grenz-
überschreitenden Streitigkeiten dem Rechtsausschuss
des EP (JURI) vorgestellt. Grundlage des Entwurfs ist
der Evaluationsbericht der Europäischen Kommission
zur Anwendung der Richtlinie zur Verbesserung des
Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit grenzüber-
schreitendem Bezug durch Festlegung gemeinsamer
Mindestvorschriften für die Prozesskostenhilfe in der-
artigen Streitsachen vom 23. Februar 2012. Der Be-
richterstatter fordert darin die Kommission auf, die

Bürger mehr über die Möglichkeit der grenzüber-
schreitenden Prozesskostenhilfe zu informieren. Zu-
dem sollen die Mitgliedstaaten zur Verbesserung des
Zugangs zur grenzüberschreitenden Prozesskostenhil-
fe für die Bürger eine Behörde als einheitlichen An-
sprechpartner für das Verfahren benennen. Außerdem
schlägt der Berichterstatter vor, eine europaweite Da-
tenbank einzurichten, die Angaben über Fremdspra-
chen- und rechtsvergleichende Kenntnisse von Ange-
hörigen der Rechtsberufe enthält. Ebenso wird gefor-
dert, dass für die Angehörigen der Rechtsberufe in die-
sem Bereich Schulungen angeboten werden.

Auf der einen Seite attraktiv. 
Auf der  anderen exklusiv.
Die private Gruppenversicherung für Rechtsanwälte. 
Profitieren Sie vom umfangreichen Angebot der DKV. 
Ob bei Krankheitskostenvoll-, Zusatz- oder Krankentage-
geldversicherung. 

Ich vertrau der DKV

Einfach anrufen:

Oder vorbeikommen:
DKV Deutsche Krankenversicherung AG

Berliner Allee 14, 30175 Hannover

0511/936 937 0

Jens Schönborn

   1 24.04.2013   10:33:59
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Berufsrecht

4. Sitzung der 5. Satzungsversammlung bei
der Bundesrechtsanwaltskammer am 15.04.2013 in Berlin
Berufsordnung 

I. § 8 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

Auf eine Verbindung zur gemeinschaftlichen Berufs-
ausübung darf nur hingewiesen werden, wenn sie in
Sozietät oder in sonstiger Weise mit den in § 59a
Bundesrechtsanwaltsordnung genannten Berufsträ-
gern erfolgt.

II. § 10 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

(1) Der Rechtsanwalt hat auf Briefbögen seine Kanz-
leianschrift anzugeben. Kanzleianschrift ist die im
Rechtsanwaltsverzeichnis als solche eingetragene An-
schrift (§§ 31 Abs. 3 Satz 11. Halbsatz, 27 Abs. 1
Bundesrechtsanwaltsordnung). Werden mehrere
Kanzleien, eine oder mehrere Zweigstellen unterhal-
ten, so ist für jeden auf den Briefbögen Genannten sei-
ne Kanzleianschrift anzugeben.

III. § 29 wird aufgehoben und durch folgende neue
Bestimmungen ersetzt:

1. § 29a Zwischenanwaltliche Korrespondenz im
grenzüberschreitenden Rechtsverkehr

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, nach Rücksprache
mit seinem Mandanten die Anfrage eines ausländi-
schen Rechtsanwalts zu beantworten, ob er „vertrau-
lich“ gegenüber seinem Mandanten oder „ohne Prä-
judiz“ (d. h. ohne spätere Verwendung gegen den
ausländischen Rechtsanwalt oder dessen Mandan-
ten) Informationen austauschen oder Gespräche füh-
ren kann. 

2. § 29b Einschaltung eines ausländischen Rechts-
anwalts 

Wer als Rechtsanwalt einen ausländischen Rechtsan-

walt einschaltet, muss diesen bei der Einschaltung
informieren, wenn er eine sich aus der Einschaltung
ergebende eigene Verbindlichkeit oder Haftung für
das Honorar, die Kosten und die Auslagen des aus-
ländischen Rechtsanwalts nicht übernehmen will.

IV. Die Überschrift des § 30 BORA wird wie folgt
neu gefasst: 

§ 30 Berufliche Zusammenarbeit mit Angehörigen
anderer Berufe

V. § 32 wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 
§ 32 Beendigung einer gemeinschaftlichen Be-
rufsausübung

2. Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

Der ausscheidende Sozius darf am bisherigen Kanz-
leisitz und auf der Internetseite der Sozietät einen
Hinweis auf seinen Umzug für ein Jahr anbringen.

VI. § 33 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

(1) Soweit Vorschriften dieser Berufsordnung Rechte
und Pflichten des Rechtsanwalts im Hinblick auf die
Sozietät als Form der gemeinschaftlichen Berufsaus-
übung vorsehen, gelten sie sinngemäß für alle anderen
Rechtsformen der gemeinschaftlichen Berufsaus-
übung.

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung müssen nun
zunächst vom Bundesministerium der Justiz geprüft
werden. Eine Nichtbeanstandung unterstellt, treten
diese Beschlüsse mit dem ersten Tag des dritten Mo-
nats in Kraft, der auf die Veröffentlichung in den
BRAK-Mitteilungen folgt.
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Rechtssprechung

EuGH: Vollstreckung eines europäischen Haftbefehls

In seinem Urteil vom 26. Februar 2013 hat der EuGH
entschieden, dass die Vollstreckung eines Europäi-
schen Haftbefehls nicht von der Bedingung einer er-
neuten Prüfung durch den Ausstellungsmitgliedstaat
abhängig gemacht werden kann, auch wenn das Urteil
in Abwesenheit des Verurteilten erging. Im zu Grunde
liegenden Verfahren wurde eine Person, die sich zur
fraglichen Zeit in Spanien aufhielt, durch ein Gericht
in Italien wegen schwerer Straftaten zu einer Frei-
heitsstrafe verurteilt. Das dagegen eingelegte Rechts-
mittel wurde zurückgewiesen. Der Verurteilte war zu
keiner Zeit bei der Verhandlung anwesend, wurde je-
doch von zwei Anwälten vor Gericht vertreten. Italien
forderte danach die Auslieferung des Verurteilten. Die-
ser machte vor dem spanischen Verfassungsgericht
(Tribunal Constitucional) die Verletzung seines Rechts
auf ein faires Verfahren sowie auf einen wirksamen
Rechtsbehelf aus der Charta der Grundrechte der EU
geltend. Der Verurteilte rügt, dass nach der Ausliefe-
rung an die italienischen Vollstreckungsbehörden kei-
ne Möglichkeit bestehe, das Urteil zu überprüfen. Das
Tribunal Constitucional wandte sich mit der Vorlage-
frage an den EuGH, ob es den Vollzug eines Europäi-
schen Haftbefehls unter die Bedingung einer Über-

prüfbarkeit des Urteils im Ausstellungsstaat stellen
kann. Der EuGH stellt in seinem Urteil fest, dass Mit-
gliedstaaten grundsätzlich dazu verpflichtet sind, Eu-
ropäische Haftbefehle zu vollstrecken. Die Vollstre-
ckung kann nur in den im Rahmenbeschluss über den
Europäischen Haftbefehl genannten Fällen verweigert
werden. Der Ausnahmefall des Rahmenbeschlusses,
nachdem dem Verurteilten die Möglichkeit gegeben
werden muss, im Ausstellungsmitgliedstaat eine
Wiederaufnahme des Verfahrens zu beantragen, ist im
vorliegenden Fall nicht gegeben. Das Recht des Ange-
klagten, persönlich zur Verhandlung zu erscheinen, ist
zwar ein wesentlicher Teil des Rechts auf ein faires
Verfahren, aber kein absolutes Recht, da der Ange-
klagte unter bestimmten Voraussetzungen darauf ver-
zichten kann. Der Verurteilte wurde danach ausrei-
chend über das gegen ihn eingeleitete Verfahren unter-
richtet und ist aus freiem Willen der Verhandlung fern
geblieben. Darüber hinaus können keine weiteren Be-
dingungen für die Vollstreckung des Haftbefehls durch
den Mitgliedstaat aufgestellt werden.

EuGH vom 26.02.2013, C-399/11

BVerwG: Berufsbetreuer unterliegen der Gewerbeaufsicht

Das Bundesverwaltungsgericht hat am  27.02.2013
entschieden, dass Rechtsanwälte, die sich neben ihrem
Beruf als Berufsbetreuer betätigen, verpflichtet sind,

die Betreuertätigkeit als Gewerbe anzumelden. 

BVerwG vom 27.02.2013,  8 C 7.12, 8 C 8.12
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BGH: Verbotene Vertretung
widerstreitender Interessen in Erbsachen
Der BGH hat in einem aktuellen Beschluss vom
16.01.2013 entschieden, dass ein Rechtsanwalt, der
anlässlich desselben Erbfalls Pflichtteilsberechtigte
bei der Durchsetzung von Pflichtteilsansprüchen und
deren Mutter bei der Abwehr von Nachlassforderun-
gen vertritt, ohne die Interessenkollision auflösende
Mandatsbeschränkungen gegen das Vertretungsverbot
gem. § 43a IV BRAO, § 3 I BORA  verstößt. 
Zur Begründung führte der Senat an, beide Mandate
beträfen dieselbe Rechtssache (§ 3 I BORA), die je-

weils wahrzunehmenden Interessen widersprächen
einander(§ 43a IV BRAO).
Zur Annahme der erforderlichen Sachverhaltsidentität
für  dieselbe Rechtssache im Sinne des § 3 I BORA
reiche es, wenn sich die übernommenen Mandate zu-
mindest teilweise sachlich-rechtlich decken. Daran be-
stünden schon wegen der Klammerwirkung des vom
Erbfall bestimmten Nachlassbestands keine Zweifel.

BGH vom 16.01.2013, IV ZB 32/12 ; NJW 2013, 1247

BGH: Rechtsanwaltshaftung:
Widerrechtliche Drohung mit Mandatsniederlegung
Veranlasst der Rechtsanwalt den persönlich nicht haf-
tenden Gesellschafter seiner Mandantin erstmals vor
einem anberaumten Gerichtstermin mit dem Hinweis,
andernfalls das Mandat niederzulegen, zum Abschluss
einer Haftungsübernahme, kann hierin eine wider-
rechtliche Drohung liegen. 
In dem Streitfall hatte ein Rechtsanwalt einer An-
waltsgesellschaft, der wegen Zahlungsschwierigkeiten
seiner Mandantin, einer Gesellschaft, offene Honorar-
forderungen  für 2 Jahre in Höhe von über 40.000,00
EUR hatte, anlässlich eines Verhandlungstermins vor
dem Landgericht einen  nicht persönlich haftenden
Mitgesellschafter veranlasst, eine von der Anwaltsge-
sellschaft entworfene und zum Gerichtstermin mitge-
brachte Vereinbarung zu unterzeichnen, mit der die
Übernahme der persönlichen Haftung für die Verbind-
lichkeiten vereinbart wurde.  Hieraus nahm die An-
waltsgesellschaft den Gesellschafter in Anspruch, der
sich damit verteidigte, die persönliche Haftungsüber-
nahme sei ihm vor dem Gerichtstermin abgepresst
worden. 
Der Senat hat ausgeführt, dass in der Ankündigung ei-
nes Rechtsanwaltes, das Mandat niederzulegen, um
hierdurch eine günstigere Vergütungsabrede durchzu-
setzen, ausnahmsweise eine rechtswidrige Drohung
liegen könne. Ob eine Drohung in einem solchen Fall

rechtswidrig sei, hänge von dem Verhältnis zwischen
dem verfolgten Zweck und dem dazu eingesetzten
Mittel ab. Entscheidend sei, ob der Drohende an der
Erreichung des Zwecks ein berechtigtes Interesse habe
und die Drohung nach Treu und Glauben als ein ange-
messenes Mittel zur Erreichung dieses Zwecks anzu-
sehen sei. 
Wie schon in einer Entscheidung aus 2010 festgestellt,
sei aufgrund der Mittel-Zweck-Relation eine wider-
rechtliche Drohung gegeben, wenn der Verteidiger un-
mittelbar vor Beginn der Hauptverhandlung erstmals
seinen Mandanten mit dem Hinweis, andernfalls das
Mandat niederzulegen, zur Unterzeichnung einer Ge-
bührenvereinbarung veranlasst. Diese Grundsätze
seien auch auf die Prozessvertretung im Zivilrechts-
streit übertragbar.
Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze sei die erst-
malige Androhung einer Mandatsniederlegung kurz
vor Aufruf der Sache im Zivilprozess zur Durchset-
zung einer günstigeren Vergütungsabrede oder einer
entsprechenden Haftungsübernahme kein angemesse-
nes Mittel zur Erreichung des an sich berechtigten An-
liegens, eine beträchtliche offenstehende Vergütung zu
erhalten oder zu sichern.

BGH, Urteil vom 07.02.2013, IX ZR 138/11
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LG Berlin: Gebühren für Anwaltstätigkeit
vor Erteilung des Beratungshilfescheins
Die 32. Zivilkammer des Landgerichts Berlin hat am
11.03.2013 entschieden, dass einem Anwalt, der be-
reits vor Erteilung eines Berechtigungsscheins für Be-
ratungshilfe für seinen Mandanten tätig war, zumin-
dest dann die Gebühren gem. § 44 RVG zustehen,
wenn er nach Erteilung des Berechtigungsscheins wei-
ter tätig war. 
Ein Kindsvater hatte in einer Unterhaltssache einen
Anwalt beauftragt, ihn zu vertreten. Erst nachdem der
Anwalt bereits Kontakt zu den gegnerischen Rechts-
anwälten aufgenommen und Auskunft zur Berechnung
des Unterhaltes verlangt hatte, hatte der Mandant ei-
nen Antrag auf Beratungshilfe gestellt. Das Amtsge-
richt hatte den Antrag des Anwalts auf Gebührenfest-
setzung zurückgewiesen, so dass im Beschwerdever-
fahren das Landgericht mit der Sache befasst war. 
Zur Begründung führt das Gericht im wesentlichen
folgendes aus:
„Gem. seinem Antrag vom 02.10.2012 hat der Antrag-
stellervertreter auch eine Tätigkeit im Rahmen des Be-
rechtigungsscheins ausgeübt. Es kann im vorliegenden
Fall dahinstehen, ob der Antragstellervertreter eine
solche Tätigkeit bereits mit dem Schreiben vom
27.04.2012 entfaltet hat, mit dem er die Rechtsanwäl-

te angeschrieben und um Auskunft für den Unterhalt
gebeten hat. 
Dies ist zweifelhaft, weil das Schreiben schon vor der
Erteilung des Berechtigungsscheins verfasst wurde.
Ob auch eine vor Erteilung des Berechtigungsscheins
ausgeübte Tätigkeit im Rahmen der Beratungshilfe er-
folgt ist und dem Rechtsanwalt hierfür eine Vergütung
gem. § 44 RVG zusteht, muss jedoch im vorliegenden
Fall nicht abschließend entschieden werden. Der An-
tragstellervertreter ist nämlich auch nach Erteilung des
Berechtigungsscheins in der Angelegenheit tätig ge-
worden, wie aus dem von ihm nunmehr zu den Akten
gereichte Schriftwechsel mit den Rechtsanwälten u.a.
vom 11.05., 23.05., 11.06. und 04.07.2012 (Bl. 52 ff
d.A.) hervorgeht.
Da der Antragstellervertreter jedenfalls insoweit eine
Tätigkeit im Rahmen der Beratungshilfe ausgeübt hat,
waren die mit seinem Antrag vom 02.10.2012 zur
Festsetzung beantragten Gebühren und Auslagen in
Höhe von 99,96 € (einschließlich Mehrwertsteuer)
festzusetzen.“

LG Berlin, Beschluss vom 11.03.2013, 82 T 13/13
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AGH Nordrhein-Westfahlen: Keine berufsrechtlichen Folgen
bei verspätetet zurückgezahlten Honorarvorschüssen
Der AGH hatte in einem Fall zu entscheiden, in dem
ein Rechtsanwalt einen Honorarüberschuss aus einem
Mandat in Höhe von 23.119,67 EUR  auf seinem
Konto angesammelt hatte. Vereinbart war ein Stun-
densatz von 250,00 EUR, worauf der Mandant monat-
liche Honorarvorschüsse in Höhe von 7.000,00 EUR
für anwaltliche Beratung sowie einen Gebührenvor-
schuss von 3.500,00 EUR pro Prozessvertretung zu
zahlen hatte. Über die tatsächlich angefallen Gebühren
sollte quartalsweise abgerechnet werden. 
Ca. 5 Wochen nach Ablauf eines Quartals hatte der
Anwalt seinen Mandanten in Kenntnis gesetzt, dass
ein Honorarüberschuss in Höhe von 23.119,67 EUR
entstanden sei, der auf ein noch anzugebendes Konto
des Mandanten zurückgezahlt werden sollte.  Obwohl
der Mandant seine Kontonummer innerhalb weniger
Tage mitgeteilt hatte, hatte der Anwalt erst 4 Monate
später, eine Schlusszahlung sogar erst 6 Monate später,
an den Mandanten ausgezahlt. 
Der AGH hatte im Rahmen eines Klageerzwingungs-
verfahrens gem. § 122 BRAO über den Sachverhalt zu
entscheiden und sah kein berufsrechtliches Fehlver-
halten. Ein Verstoß gegen § 43a Abs. 5 BRAO, der die
Behandlung dem Anwalt anvertrauter Vermögenswer-
te und Fremdgelder betrifft, liege nicht vor. Bei den
gezahlten Vorschüssen handele es sich nämlich nicht

um dem Anwalt anvertraute Vermögenswerte. Anver-
traut seien einen Rechtsanwalt Vermögenswerte im
Sinne der Vorschrift dann, wenn ihm die Verfügungs-
macht darüber im Interesse des Mandanten eingeräumt
worden sei, der Mandant also die Herausgabe an sich
oder Dritte verlangen könne. Dies sei bei einem Ho-
norarvorschuss nicht der Fall. Über diesen dürfe der
Rechtsanwalt im eigenen Interesse verfügen. Er sei
ihm von seinem Auftraggeber zur Nutzung für eigene
Zwecke übereignet worden. Aus den gleichen Grün-
den wären Honorarvorschüsse auch kein Fremdgeld
i.S.d. § 43a Abs. 5, S.2 BRAO.
Auch einen Verstoß gegen § 23 BORA, nach dem eine
unverzügliche Abrechnung vom Honorarvorschüssen
erfolgen muss, sahen die Richter nicht. Eine Abrech-
nung erst ca. 4 Wochen nach Quartalsende sei noch
unverzüglich im Sinne dieser Vorschrift. Die Akten
müssten zunächst zusammengestellt werden, was eini-
ge Zeit in Anspruch nehme. Außerdem komme hinzu,
dass es sich um das letzte Quartal im Jahr gehandelt
habe und der Büroablauf sich nach den Weihnachtsfe-
rien erst wieder habe einspielen müssen. 

AGH Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
07.09.2012, 2 AGH 8/12
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Aktuelles

Fachmesse vocatium

Am 7. und 8. Mai fand in der Braunschweiger Stadt-
halle die Ausbildungsmesse vocatium statt, an der sich
die Rechtsanwaltskammer Braunschweig in diesem
Jahr das erste Mal beteiligt hat.

Bis zu 5.000 Schüler wurden erwartet. Rund 4.400
Schüler hatten sich für feste Gesprächstermine  ange-
meldet. An rund 100 Ständen konnten sich die Schüler
über zahlreiche Ausbildungsberufe und Studiengänge
informieren.

Die RAK Braunschweig hatte über 65 feste Ge-
sprächstermine, die auch überwiegend von den Schü-
lern wahrgenommen wurden. Hinzu kamen noch viele
Messeteilnehmer, die keinen Termin hatten sich aber
trotzdem über die Berufe der Rechtsanwaltsfachange-
stellten und Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten
informieren wollten.

Als Gesprächspartner für die Schüler waren die Mitar-
beiterinnen der Geschäftsstelle Frau Bäse und Frau

Dörgeloh auf der Messe anwesend, die mit viel Enga-
gement für die beiden Berufe geworben haben. Wir
hoffen sehr, dass wir bei einigen Schülern Interesse für
unsere Ausbildungsberufe geweckt haben.

Auch im nächsten Jahr wird die Rechtsanwaltskam-
mer Braunschweig wieder an der vocatium teilneh-
men, um die beiden Ausbildungsberufe den Schülern
näher zu bringen. Wir würden es sehr begrüßen, wenn
Sie für Ihr Büro werben möchten und uns ggf. Infor-
mationsbroschüren oder dergleichen zur Verfügung
stellen würden. Wir werden Sie rechtzeitig vorher wie-
der über den Messetermin informieren.

Abschließend bleibt festzuhalten, das die Messe sehr
interessant und die Resonanz der Schüler durchweg
positiv war.

Zahlen zur Anwaltschaft

Kleine Mitgliederstatistik zum 01.01.2013 

Die Rechtsanwaltskammern hatten insgesamt zum
01.01.2013 161.835 Mitglieder (Vorjahr: 159.315),
davon 160.894 Rechtsanwälte (Vorjahr: 158.426), 290
Rechtsbeistände (Vorjahr 298), 585 RA GmbHs (Vor-
jahr 535) und 25 RA AGs (Vorjahr: 23).

Die Anwaltschaft verzeichnete weiterhin einen Zu-
wachs, der aber wie in den letzten Jahren geringer als
im Vorjahr ausfällt. Während in den Jahren 1996 bis
2001 der Mitgliederzuwachs der Rechtsanwaltskam-
mern über 6 Prozent lag, 2002 bei noch 5,93 Prozent,
betrug er 2003 bis 2006 über 4 Prozent und sinkt seit
2007 auf nunmehr 1,58 Prozent.

Die höchste Mitgliederzahl wies weiterhin die RAK
München mit 20.523 (Zuwachs 2,4 Prozent) auf, ge-
folgt von der RAK Frankfurt mit 17.912 und der RAK 

Hamm mit 13.791. Die RAK Berlin verzeichnete mit
einem Mitgliederzuwachs von 2,52 Prozent den höch-
sten Zuwachs, gefolgt von der RAK Hamburg mit ei-
nem Zuwachs von 2,50 Prozent und der RAK Mün-
chen mit 2,4 Prozent Zuwachs. Bereits zehn Rechtsan-
waltskammern verzeichneten einen Zuwachs von un-
ter 1 Prozent, die Rechtsanwaltskammern Mecklen-
burg-Vorpommern und Zweibrücken wiesen einen
Rückgang der Mitgliederzahlen von -0,81 Prozent
bzw. -0,14 Prozent auf. 
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Suche nach künftigen Auszubildenden
Suche nach freien Ausbildungsplätzen

Die Rechtsanwaltskammer Braunschweig bietet für
Rechtsanwälte und Notare die Möglichkeit auf ihrer
Internetseite  www.RAK-Braunschweig.de  unter Ru-
brik „Mitglieder“ und dort unter „Stellenangebote“
Ausbildungsplatzangebote zu platzieren. So soll
Schulabgängern die Möglichkeit eröffnet werden, sich
über offene Ausbildungsplätze zu informieren und
sich gezielt zu bewerben. 
Gleichzeitig können auch Schüler ein Ausbildungs-
stellengesuch auf der Seite einstellen.

Die Nutzung des Internetportals ist kostenlos und soll
dazu beitragen qualifizierten und motivierten Nach-
wuchs zu finden bzw. für zukünftige Auszubildende
die Suche nach einem geeigneten Ausbildungsplatz zu
erleichtern.
Wir wünschen uns, dass sich möglichst viele Kanz-
leien und zukünftige Auszubildende beteiligen.
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Frühlingserwachen - auch bei den Cyberkriminellen!

Sie sind Verantwortlicher in einer Firma und haben eine eigene
Homepage? Dann sind folgende Informationen für Sie besonders
wichtig!
Derzeit greifen Cyberkriminelle verstärkt Internetseiten und Ser-
ver an.
Hierbei werden z.B. die Werbeeinblendungen derart manipuliert,
dass beim Anklicken oder beim Laden des Werbebanners eine
Schadsoftware auf den Computer des Besuchers der Internetseite
geladen wird.
Weiterhin erfolgen vermehrt Angriffe auf Internetseiten, die mit
den Programmen „Joomla“ und „Wordpress“ betrieben werden
sowie auf Apache- und OpenX-Server. Die Täter nutzen die
Chance über veraltete Programmierungen auf die Webseite zu ge-
langen, um diese zu manipulieren.

Überprüfen Sie Ihre Webinstallationen regelmäßig und führen Sie
jedes Update zeitnah aus!
Diese Schutzmaßnahmen sollten auch Webmaster durchführen,
die mit anderen Content-Management-Systemen (CMS) arbeiten.
Ebenfalls wichtig ist das Einrichten sicherer und langer Passwör-
ter für den Zugriff auf die Webseiten und Server. Keinesfalls soll-
ten Nutzernamen wie z.B. „Admin“ genutzt werden.

Schadsoftware auf Ihren Internetseiten kann dazu führen, dass
letztendlich die Provider diese Seiten abschalten, Umsatzeinbu-
ßen und Imageschäden entstehen oder sogar Haftungsansprüche
bei Folgeschäden können eintreten.

Zum Schutz Ihrer Internetseiten möchten wir Sie auf das kosten-
lose Angebot von eco (Verband der deutschen Internetwirtschaft
e.V.) und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie hinweisen:

„Initiative S“
(im Internet: www.initiative-s.de)

Die „Initiative S“ bietet eine kostenfreie, regelmäßige und auto-
matisierte Überprüfung Ihrer Internetseiten auf eingeschleuste
Schadsoftware an.
Im Falle eines Angriffes erhalten Sie umgehend eine Mitteilung
und werden bei Bedarf über Schutzmaßnahmen beraten. 
Außerdem kann die Prüfung durch die „Initiative S“ und das

Prüfdatum automatisch auf Ihrer Homepage angezeigt werden,
womit Sie auch signalisieren, dass Sie verantwortungsvoll mit IT-
Sicherheit und dem Schutz von Daten umgehen.

Weitere Informationen zu der „Initiative S“ sind in dem beige-
fügten Flyer nachzulesen.

Ein widerrechtliches Verändern Ihrer Internetpräsenz ist eine
strafrechtlich bewehrte Handlung, weshalb Sie in solchen Fällen
auch eine Strafanzeige erstatten sollten!

Für Internetsurfer empfehlen wir Browser-Addons wie z.B. „Ad-
block Plus“ oder „NoScript“, wodurch Werbeeinblendungen oder
das Ausführen von Scripten auf Webseiten verhindert werden.
Ebenfalls sollten die Browser und Programme wie der Flash-
Player und Acrobat-Reader ständig aktualisiert oder wie bei Java
bei Nichtbedarf komplett deaktiviert werden.
Außerdem empfehlen wir Ihnen auf jedem Computer, der eine
Verbindung zum Internet hat, ein Virenschutzprogramm zu in-
stallieren, das regelmäßig mit Updates versorgt wird.
Hinweis: Kostenpflichtige Virenscanner haben ein besseres Leis-
tungsspektrum und sollten kosten freien vorgezogen werden!

Alle wichtigen Informationen zum Thema ‚Computer- und Inter-
netsicherheit‘ und ‚Sicherheit Ihres Firmennetzwerkes‘ finden
Sie beim Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI), dem Verband der Internetwirtschaft (eco) und dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie:

https://www.bsi.bund.de
https://www.botfrei.de

http://www.it-sicherheit-in-der-wirtschaft.de

Das Internet ist genial — aber auch gefährlich!
Helfen Sie mit es sicherer zu machen und schützen Sie sich vor
Arger und Schäden durch ein verantwortungsvolles und voraus-
schauendes Handeln!

Ihre
Polizei Niedersachsen
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Mitteilungen

E n t s c h ä d i g u n g s r e g e l u n g
der Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk
Braunschweig für die Mitglieder des Anwaltsgerichts
erlassen gem. § 195 Abs. 1  i.V.m. § 89 Abs. 2 Nr. 5
BRAO durch Beschluss der Kammerversammlung am
10.04.2013

§ 1 Sitzungsgeld
Für jede Sitzung des Anwaltsgerichts erhält jedes teil-
nehmende Mitglied sowie die/der Protokollführerin/
Protokollführer eine Entschädigung in Höhe des 1 ½-
fachen Satzes des Höchstbetrages des Abwesenheits-
geldes gem. Nr. 7005 VV RVG.

§ 2 Jährliche Aufwandspauschale
Den Mitgliedern des Anwaltsgerichts wird unabhängig
von der Regelung des § 1 eine jährliche Aufwand-
spauschale gewährt.  Sie beträgt

1. für Berichterstatter und Beisitzer                                                         
€      500,00

2. für den geschäftsführenden Vorsitzenden                                          
€  1.000,00

Sollte es im Laufe eines Kalenderjahres zu einem
Wechsel oder Aufrücken eines Mitglieds des Anwalts-
gerichts kommen, so wird die Aufwandspauschale zei-
tanteilig nach Monaten  ausgezahlt.

§ 3 Reisekosten
Die tatsächlich entstandenen Kosten der Hin- und
Rückfahrt zum und vom Sitzungsort werden den Mit-

gliedern des Anwaltsgerichts und den teilnehmenden
Protokollführern ersetzt. 
Für die Benutzung des Pkw wird für jeden angefange-
nen Kilometer eine Wegstreckenentschädigung in
Höhe des 1 ½-fachen Satzes entsprechend Nr. 7003
VV RVG in der jeweils gültigen Fassung gewährt.

§ 4  Auszahlung der Entschädigung
Die Entschädigung wird von der Rechtsanwaltskam-
mer auf Antrag gewährt und den einzelnen Mitglie-
dern ausgezahlt. Die Zahlung erfolgt jeweils auf ein
im Antrag zu benennendes Konto  des Mitglieds.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Regelung tritt zum 01.05.2013 in Kraft.

Die vorstehende Entschädigungsregelung der Rechts-
anwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk
Braunschweig wird hiermit ausgefertigt und in den
Mitteilungen der Rechtsanwaltskammer für den Ober-
landesgerichtsbezirk Braunschweig bekannt gemacht.

Braunschweig, den 10. April 2013

Schlüter
-Präsident-
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Handhabung von Handelsregisterstellungnahmen der IHK
Die IHK bittet darum, folgenden Text zu veröffent-
lichen:

Wir möchten Sie hiermit über die neue Handhabung
hinsichtlich der Stellungnahmen der IHK Braun-
schweig zu Handelsregistereintragungen informieren.
In Abstimmung mit dem Registergericht wurde diese
Handhabung nun geändert und der aktuellen Gesetzes-
lage (§ 380 Abs. II FamFG) angepasst. 

1.Die IHK Braunschweig wird gem. § 380 Abs. 2
FamFG in "zweifelhaften Fällen" vom Registerge-
richt hinzugezogen. Diese Entscheidung liegt im Er-
messen des Registergerichts. Die direkte Zusendung
der Anmeldungsunterlagen an die IHK Braun-
schweig mit der Bitte um Stellungnahme an das Re-
gistergericht entfällt mit dieser Festlegung ersatzlos. 

2.Die IHK Braunschweig steht daneben beratend für
sämtliche Fragestellungen - selbstverständlich auch
den Notaren und Rechtsanwälten - zur Verfügung.
Hier bietet es sich an, z.B. vor der Protokollierung
der entsprechenden Gesellschaftsverträge eine An-
frage vorzunehmen. Aus Gründen der Kostenerspar-

nis und Effektivität, wäre hier der Weg per E-Mail
bzw. direkt am Telefon vorzuziehen. Von Stellung-
nahmen auf dem Postweg möchten wir Abstand neh-
men. 

3.Die letztendliche Entscheidung über die Eintragung
trifft in jedem Fall das Registergericht. Die Ansicht,
die IHK würde hier entscheiden, ist unter den An-
tragstellern verbreitet aber letztendlich unzutreffend.
(Das grundsätzliche Recht der IHK, selbst eine Ein-
tragung anzugreifen, bleibt hiervon unbenommen
und betrifft als Ausnahmenfall nicht die dargestellte
verbreitete Fehlannahme im Rahmen der Eintra-
gung.) 

Anje Gering
Industrie- und Handelskammer Braunschweig
Brabandtstr. 11
38100 Braunschweig
Fon:+ 49 531 4715 226
Fax:+ 49 531 4715 126
E-Mail: anje.gering@braunschweig.ihk.de

G e b ü h r e n s a t z u n g
für die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufs-
qualifikationen nach § 192 Abs.1 S.1 1 BRAO
beschlossen in der Kammerversammlung am
10.04.2013

§ 1
Die Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesge-
richtsbezirk Braunschweig erhebt für die Bearbeitung
von Anträgen für das Anerkennungsverfahren nach
dem Berufsqualifikationsgesetz (BQFG) gem. § 192
BRAO folgende Gebühr:

Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Be-
rufsqualifikationen
§ 50a BBiG, §§ 8 Abs. 1 Nr. 4, 13 BQFG                                                             

200,00 Euro

Die Amtshandlung kann von der vorherigen Zahlung
der Gebühr abhängig gemacht werden.

§ 2
Die Gebührenschuld entsteht mit dem Eingang des

Antrags bei der Rechtsanwaltskammer. Gebühren-
schuldner ist der Antragsteller.

§ 3
Bei Rücknahme des Antrags wird nur die Hälfte der
für die  in § 1 bezeichneten Amtshandlung  bestimm-
ten Gebühr erhoben. Überzahlungen werden innerhalb
von 4 Wochen nach Rücknahme erstattet.

Die vorstehende Gebührensatzung der Rechtsanwalts-
kammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braun-
schweig für die Feststellung der Gleichwertigkeit aus-
ländischer Berufsqualifikationen wird hiermit ausge-
fertigt und tritt mit der Veröffentlichung in der Kam-
mermitteilung in Kraft.

Braunschweig, den 11.04.2013

Schlüter
-Präsident-
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Alte Anwaltsausweise

Ein Kollege hat kürzlich darauf hingewiesen, dass die
alten Anwaltsausweise, die nicht mit einer Gültigkeits-
dauer versehen sind und unbeschränkt gelten, nicht
von allen Gerichten anerkannt werden. Er hatte kürz-
lich in einer Strafsache in einem auswärtigen Gericht
zu tun und wurde trotz Vorlage des alten Anwaltsaus-
weises einer Zugangskontrolle unterzogen.
Um das zu vermeiden können Sie den neuen europäi-

schen Anwaltsausweis im EC-Kartenformat bei der
Rechtsanwaltskammer beantragen. Antragsformulare
dafür gibt es in der Geschäftsstelle auf Anforderung.
Der Antrag ist mit einem farbigen Passfoto zu verse-
hen und eine Kopie des Personalausweises oder Rei-
sepasses ist beizufügen. Der Ausweis gilt für 4 Jahre
und kostet 20,00 EUR. 

Mitgliedschaft im anwaltlichen Versorgungswerk

Der DAV weist darauf hin, dass angestellte Anwälte
ab sofort bei jedem Tätigkeitswechsel erneut einen
Befreiungsantrag stellen müssen, wenn sie nicht in
die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen wol-
len. Dies sei Konsequenz zweier Urteile des Bundes-
sozialgerichts vom 31.10.2012 ( B 12 R 3/11 R und B
12 R 5/10 R), auf die die Arbeitsgemeinschaft Berufs-
ständischer Versorgungseinrichtungen (ABV) hinge-
wiesen hat und mit der die langjährige Verwaltungs-
praxis der Deutschen Rentenversicherung gekippt ist.
Bisher sei es usus gewesen, dass bei einer Befreiung

eines angestellten Anwalts beim Wechsel in das An-
stellungsverhältnis einer anderen Kanzlei kein neuer
Befreiungsantrag erforderlich wurde. Damit ist nun
Schluss, nachdem das BSG entschieden hat, das ein
Befreiungsbescheid immer nur für die konkrete
Tätigkeit bei dem jeweiligen Arbeitgeber gilt. Un-
klar ist noch, was mit Altfällen passieren wird, also
mit angestellten Anwälten in Kanzleien, die in der Ver-
gangenheit den Arbeitgeber und damit ihre Tätigkeit
gewechselt haben, jedoch auf die Wirksamkeit des ur-
sprünglichen Befreiungsbescheides vertraut  haben. 

Geänderte Vorgaben für Mediatoren
gemäß § 7 a BORA zum 01.05.2013

§ 7 a BORA ist mit Wirkung vom 01.05.2013 wie folgt
neu gefasst worden:

„Der Rechtsanwalt, der sich als Mediator bezeichnet,
hat die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Mediations-
gesetz im Hinblick auf Aus- und Fortbildung, theoreti-
sche Kenntnisse und praktische Erfahrungen zu erfül-
len.“

§ 7a BORA in der bisherigen Fassung ist durch das
neu in Kraft getretene Mediationsgesetz ( § 5 Abs. 1)
obsolet geworden, da der Gesetzgeber selbst in § 5
Abs. 1 Mediationsgesetz die Anforderungen an die Tä-
tigkeit als Mediator grundlegend geregelt hat. Mit der
Neuregelung in § 7 a BORA hat dieser neben § 5 Abs.
1 MediationsG weiter eine eigenständige Funktion im
anwaltlichen Berufsrecht.

Geänderte Vorgaben für Kammermitglieder
gem. § 209 BRAO zum 01.05.2013

§ 34 Abs. 4 BORA ist mit Wirkung vom 01.05.2013
wie folgt neu gefasst worden:

„Für Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer nach §
209 BRAO gelten die §§ 2 bis 19 BORA, 21 bis 33

BORA sowie die Anlagen entsprechend.“ Neu hinzu-
gekommen ist die Regelung des § 14 BORA (Zustel-
lungen), der nunmehr auch für Mitglieder einer
Rechtsanwaltskammer nach § 209 BRAO gilt.
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 23.02.2013 bis 16.05.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Krauß, Judith Braunschweig
Meier, Katharina Braunschweig 
Müller, Gerrit Braunschweig 
Rietz, Sabrina Braunschweig 
Bethge, Carmen Cremlingen
Eberth, Catherine Göttingen
Lübeke, Victoria Göttingen
Wichmann, Daniel Göttingen
Wieczorek, Sophie Göttingen
Merkel, Niklas Northeim 

Anderweitige Zulassungen
vom 23.02.2013 bis 16.05.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Fröhlich, Florian Braunschweig
Lehning, Wolfgang Braunschweig
Meyer, Jessica Braunschweig
Rajewski, Tobias Braunschweig
Thormann, Evgeniya Wolfenbüttel 
Quintus, Anika Wolfsburg
Von Mallinckrodt, Christina Göttingen
Dehnert, Henning Moringen
Schaper, Sebastian Uslar-Schönhagen

Löschungen
Vom 23.02.2013 bis 16.05.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Kaethner, Walter Braunschweig
Posselt, Kathrin Marie Braunschweig
Winkler, Constanze Braunschweig
Beier, Stefanie Goslar 
Muslu, Ecevit Goslar
Senft, Mathias Wolfsburg
Serger, Klaus-Friedrich Wolfsburg
Wollschläger,Jan-Friedrich Wolfsburg
Ballüer, Katrin Göttingen
Baumann, Dirk Göttingen
Malecki-Menge, Anke Göttingen
Queisner, Christian Göttingen
Zoll, Julia Göttingen
Küntzel, Jürgen Northeim 
Oeben, Theodor Duderstadt
Strickroth, Wolfgang Osterode

Neue Fachanwaltszulassungen
Agrarrecht:
Herr Rechtsanwalt Dr. Bernd von Garmissen aus Göttingen

mit Urkunde vom 02.05.2013

Arbeitsrecht:
Herr Rechtsanwalt Erdal Erturul aus Braunschweig

mit Urkunde vom 09.01.2013

Familienrecht:
Frau Rechtsanwältin Gudula Reinhardt aus Bad Harzburg 

mit Urkunde vom 09.04.2013
Frau Rechtsanwältin Eliane Krüger aus Göttingen

mit Urkunde vom 01.03.2013
Frau Rechtsanwältin Britta Mietz aus Braunschweig

mit Urkunde vom 09.04.2013
Frau Rechtsanwältin Kerstin Glockentöger aus Braunschweig

mit Urkunde vom 23.04.2013

Medizinrecht:
Herr Rechtsanwalt Erdal Erturul aus Braunschweig

mit Urkunde vom 11.04.2013

Sozialrecht:
Herr Rechtsanwalt Martin Deuter aus Braunschweig

mit Urkunde vom 02.05.2013

Steuerrecht:
Frau Rechtsanwältin Dr. Carmen Wicke aus Göttingen

mit Urkunde vom 04.03.2013

Urheber- und Medienrecht:
Frau Rechtsanwältin Johanna Feuerhake aus Göttingen

mit Urkunde vom 02.05.2013

Versicherungsrecht:
Herr Rechtsanwalt Dr. Oliver Jürgens aus Göttingen

mit Urkunde vom 15.03.2013
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Rechtsanwälte/innen:

40 Jahre
Herr Rechtsanwalt Joerg Müller aus Northeim ist seit April 1973 zu-
gelassen.

30 Jahre
Folgende Kollegen sind seit 30 Jahren zur Anwaltschaft zugelas-
sen:
Herr Rechtsanwalt und Notar Rüdiger Buch aus Goslar ist seit Juni
1983 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Rudolf Herlt aus Salzgitter ist seit März 1983 zu-
gelassen.
Herr Rechtsanwalt Ulrich Heß aus Göttingen ist seit März 1983 zu-
gelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar Eckhard Hoßbach aus Schöningen ist
Mai 1983 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Ulf Kapahnke aus Wolfenbüttel ist
seit Mai 1983 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin Marlies Leopold-Wichers aus Clausthal-Zeller-
feld ist seit Juni 1983 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin und Notarin Dr. Ruth Moos-Wittmund aus
Braunschweig ist seit April 1983 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Bernd Waldmann-Stocker aus Göttingen ist seit
Mai 1983 zugelassen

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit
zurückblicken können.

      

Immobi l ienberatung i s t  Kümmern!

Wer bei Rechtsfragen
auf Sicherheit wert legt,
geht zum Fachanwalt -
wer eine Immobilie
verkaufen will,
geht zum PROFI-Makler!

Proficon GmbH · Ritterbrunnen 6 · 38100 Braunschweig

☎ (0531) 239 2820 · www.proficon-immobilien.de

Mitarbeiter/innen:

40 Jahre
Seit 1973  ist Frau Helga Scheede-Wienhold in der Rechtsanwalts-
kanzlei Beyer in Göttingen beschäftigt. Sie absolvierte zunächst
eine Lehre zur Rechtsanwalts- und Notargehilfin und wurde nach
deren erfolgreichen Abschluss in ein festes Angestelltenverhältnis
übernommen. In den folgenden Jahren und Jahrzehnten hat sie ihre
Kenntnisse und Fähigkeiten durch ständige Fortbildung weiterent-
wickelt und sich so zur Büroleiterin qualifiziert. Seit drei Genera-
tionen vertrauen die Rechtsanwälte Beyer auf das umfassende Fach-
wissen und die Loyalität von Frau Helga Scheede-Wienhold, die
sich auch um die Ausbildung der jungen Rechtsanwaltsfachange-
stellten in der Kanzlei kümmert.
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Veranstaltungen

Seminare/Fortbildungen

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltssemi-
nare an. Die aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung
oder auf unserer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.

Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

18.09.2013 Seminar Einführung in die Zwangsversteigerung
09:00 – 16:00 Uhr Referent: Johannes Kreuzkam,

Dipl. Rechtspfleger Stefan Geiselmann

25.09.2013 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Hartz IV/Arbeitslosengeld II - Highlights 2013

Referent: Rechtsanwalt Arne Böthling

09.10.2013 Seminar „Stil und Etikette für Berufsanfänger“
09:00 – 17:00 Uhr Referentin: Ulrike Seeler,

Trainerin und Beraterin in den Bereichen Kommunikation,
Führung, der persönl. Präsentation und  Aussenwirkung

16.10.2013 Praktikerseminar Bauträgerrecht
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Rechtsanwalt und Notar Dr. Dirk Winkler

RECHTSANWALTSKAMMER DES LANDES SACHSEN-ANHALT

Seminarankündigung im Bereich Strafrecht

11. September 2013 (Seminar 1/2013)
13:00 – 18:30 Uhr
Kriminaltechnik im Schusswaffenbereich (SwB)

(Anerkennung gem. § 15 FAO)

- forensische Methoden in SwB
- Spurenkunde - Spuren auf Waffen und Munitionen
- Grundlegendes zur Schmauch- und Schussrichtungs-

bestimmung
- Grundlegendes zur Wundballistik und Schussspuren

Referent: Herr Manuel Fließ – Gründer und Inhaber
der Firma Arma Peritas, Kriminaltechnisches
Sachverständigen Büro für Waffen und Bal-
listik sowie kriminaltechnische Untersuchun-
gen im Schusswaffenbereich

Ort: Industrie- und Handelskammer Magdeburg,
Alter Markt 8, 39104 Magdeburg

Gebühr: 100,00 Euro

Teilnehmerzahl: min. 20, max. 35 (bei Unterschreitung
der Mindestteilnehmerzahl findet das Seminar nicht
statt)

ANMELDUNG
Die Anmeldung zum Seminar der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen-Anhalt erfolgt verbindlich durch Überwei-
sung des Seminarbetrages auf das Konto der Rechts-
anwaltskammer. 
Die Reservierung der Seminarplätze richtet sich nach
dem zeitlichen Eingang der Überweisung. Eine ge-
sonderte Anmeldebestätigung wird nicht versandt. 
Bitte notieren Sie sich den gebuchten Termin.
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Der Teilnahmebeitrag beinhaltet jeweils ein umfangreiches Seminarskript, Pausenverpflegung sowie bei ganztä-

gigen Veranstaltungen ein Mittagessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar

Goslarer Fortbildungstage
Seminare für Anwälte in chronologischer Reihenfolge:
Samstag, 21.09.2013

Fehlerquellen im familienrechtlichen Mandat-Prozes-

staktik und Verfahren

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebe-

scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 6 Zeitstunden.

Referenten: Dr. Wolfram Viefhues,

Weiterer aufsichtsführender Richter   

am AG Oberhausen                                  

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,

Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.30-7.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 210,00 € zzgl. 19% Mwst.

Themenübersicht:

Verfahrensrechtliche Risiken bei Sorge- und Umgangs-

recht; Fehlerquellen beim einstweiligen Rechtsschutz; Pra-

xisgerechte Behandlung von Abänderungsverfahren bei

gerichtlichen und außergerichtlichen Unterhaltstiteln;

Unterhaltsrechtliche Auskunftsansprüche; Risiken beim

Scheidungsverfahren und bei Verbundanträgen; Taktisches

Vorgehen und Risiken im Zeitablauf von der Trennung bis

zur Rechtskraft der Scheidung; Risiken bei freiwilligen

Unterhaltszahlungen; Verzug-vielfach vernachlässigt und

übersehen; Betreuungsunterhalt und Berücksichtigung von

Kinderbetreuungskosten; Haftungsfalle Befristung von

Ehegattenunterhalt, Wohnwertberechnung bei Trennung

und Scheidung  u.a.

Sollte das Seminar ausgebucht sein, werden Sie ent-
sprechend unterrichtet.

Sie erhalten über den Seminarbeitrag keine Rechnung.
Zur Vorlage beim Finanzamt genügen die Seminaraus-
schreibung und der Zahlungsnachweis.

Sie können Ihre Teilnahme 2 Wochen vor dem Veran-
staltungstermin kostenlos stornieren. Nur bei rechtzeiti-
ger Abmeldung können wir die bereits entrichtete Se-
minargebühr zurückerstatten. Bitte melden Sie sich bei
Interesse sofort an. Falls ca. 3 Wochen vor Seminarbe-

ginn zu wenig Teilnehmer angemeldet sind, müssen wir
das geplante Seminar leider stornieren.
Auskünfte zu diesem Seminar erhalten Sie von Frau
Krebs oder Herrn Richter, Telefon 0391/2527210.

Unsere Bankverbindung:
Rechtsanwaltskammer Sachsen-Anhalt
Deutsche Kreditbank
BLZ 120 300 00, Konto 777 888
(Bitte geben Sie als Verwendungszweck Seminar-Nr.
1/2013/ Name des Teilnehmers an!)
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